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26.	 Satzung des Zweckverbandes zur Wasserver-
sorgung des Bayerischen Vogtlandes der Ge-
meinden Feilitzsch und Töpen

Die vorbezeichneten Gemeinden bilden gemäß Art. 17 
Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammen-
arbeit in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 
1994 (GVBl S. 555, ber. 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), 
zuletzt geändert durch § 1 Abs. 43 der Verordnung vom 
26. März 2019 (GVBl S. 98) einen Zweckverband und 
vereinbaren folgende

Verbandssatzung:
I.  

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN
§ 1 

Rechtsstellung 
(1)	Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband 

zur Wasserversorgung des Bayerischen Vogtlandes“.

	 Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.

(2)	Der Zweckverband hat seinen Sitz in Feilitzsch.

§ 2  
Verbandsmitglieder

(1)	Verbandsmitglieder sind die Gemeinde Feilitzsch und 
die Gemeinde Töpen.

(2)	Andere Gemeinden oder Landkreise können dem 
Zweckverband beitreten. Der Beitritt bedarf einer Än-
derung der Verbandssatzung und der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde.

(3)	Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines 
Rechnungsjahres aus dem Zweckverband austreten, 

	 wenn die Verbandsversammlung mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl 
zustimmt. Der Austritt muss mindestens ein Jahr vor-
her schriftlich erklärt werden; er bedarf einer Änderung 
der Verbandssatzung und der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Das Recht, aus wichtigen Grund zu 
kündigen (Art. 44 Abs. 3 KommZG), bleibt unberührt.

§ 3  
Räumlicher Wirkungsbereich

Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes 
umfasst das Gebiet der in § 2 Abs. 1 genannten Mitglieder 
entsprechend der Wasserabgabesatzung. 

§ 4  
Aufgaben des  

Zweckverbandes und der Verbandsmitglieder
(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, eine gemeinsame 

Wasserversorgungsanlage einschließlich der Ortsnet-
ze zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten, die Anla-
ge im Bedarfsfall zu erweitern und bereits vorhandene 
Ortsnetze zu übernehmen; er versorgt die Endver-
braucher mit Trinkwasser, das den einschlägigen DIN-
Vorschriften entsprechen muss.

(2)	Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglieder, die 
dem Zweckverband übertragenen Aufgaben zu erfül-
len und die notwendigen Befugnisse gehen auf den 
Zweckverband über.

(3)	Der Zweckverband hat das Recht, anstelle der Ver-
bandsmitglieder Satzungen und Verordnungen für das 
übertragene Aufgabengebiet zu erlassen.

(4)	Die Verbandsmitglieder sichern und überwachen in 
ihrem Gebiet die Versorgungsanlagen des Zweckver-
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	 bandes nach dessen Richtlinien. Sie halten die für den 
Feuerschutz eingebauten Anlageteile auf ihre Kosten 
gebrauchsfähig.

(5)	Die Verbandsmitglieder lesen die Wasserzähler ab. 
Der Zweckverband kann die Zähler auf Kosten der 
Verbandsmitglieder selbst ablesen.

II.  
VERFASSUNG UND VERWALTUNG

§ 5 
Verbandsorgane

Die Organe des Zweckverbandes sind 
1.	 die Verbandsversammlung
2.	 der Verbandsvorsitzende.

§ 6  
Zusammensetzung  

der Verbandsversammlung
(1)	Die Verbandsversammlung besteht aus dem Ver-

bandsvorsitzenden, den 1. Bürgermeistern, bzw. bei 
ihrer Verhinderung deren Stellvertreter und den übri-
gen Verbandsräten.

(2)	Die Zahl der Vertreter, die ein Verbandsmitglied in die 
Verbandsversammlung entsendet, richtet sich nach 
der in seinem Gebiet abgenommenen jährlichen Was-
sermenge, wobei je 25.000 m3 das Recht ergeben, ei-
nen weiteren Vertreter in die Verbandsversammlung 
zu entsenden. Jedes Verbandsmitglied entsendet min-
destens einen Verbandsrat. Die Berechnung wird alle 
drei Jahre nach dem Durchschnitt der vorausgegan-
genen drei Jahre neu vorgenommen. Für die ersten 
drei Jahre nach dem Entstehen des Zweckverbandes 
gilt folgende Sitzverteilung: 

Gemeinde Feilitzsch:	  5 Verbandsräte
Gemeine Töpen:	   3 Verbandsräte.

(3)	Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter für den Fall 
seiner Verhinderung; Verbandsräte können nicht Stell-
vertreter sein. Die Verbandsräte und ihre Stellvertreter 
sind von den Verbandsmitgliedern und dem Verbands-
vorsitzenden schriftlich zu benennen. Beamte und Be-
schäftigte des Zweckverbandes können nicht Mitglie-
der der Verbandsversammlung sein.

(4) Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbands-
versammlung angehören, endet das Amt als Ver-
bandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamts; 
Entsprechendes gilt für ihre Stellvertreter. Die ande-
ren Verbandsräte und ihre Stellvertreter werden durch 
Beschluss der Vertretungsorgane der Verbandsmit-
glieder bestellt, und zwar für die Dauer der Wahlzeit 
der Vertretungsorgane, wenn Mitglieder dieser Orga-
ne bestellt werden, andernfalls für sechs Jahre. Die 
Bestellung nach Satz 2 kann durch Beschluss der 
Vertretungsorgane aus wichtigem Grund widerrufen 
werden; sie ist zu widerrufen, wenn ein Verbandsrat, 
der dem Vertretungsorgan eines Verbandsmitglieds 
angehört, vorzeitig aus dem Wahlamt oder der Vertre-
tungskörperschaft ausscheidet. Die Verbandsräte und 
ihre Stellvertreter üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der 
neuen Verbandsräte weiter aus.

§ 7  
Einberufung  

der Verbandsversammlung
(1)	Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche Ein-

ladung des Verbandsvorsitzenden zusammen. Die 
Einladung muss Tagungszeit und -ort und die Bera-
tungsgegenstände angeben und den Verbandsräten 
spätestens eine Woche vor der Sitzung zugehen. In 
dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende die 
Frist bis auf vierundzwanzig Stunden abkürzen.

(2)	Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens 
einmal einzuberufen. Sie muss außerdem einberufen 
werden, wenn es ein Drittel der Verbandsräte oder die 
Aufsichtsbehörde, das Bayer. Landesamt für Wasser-
versorgung und Gewässerschutz oder das Wasser-
wirtschaftsamt Hof beantragt; im Antrag sind die Bera-
tungsgegenstände anzugeben.

(3)	Die Aufsichtsbehörde, das Bayer. Landesamt für Was-
serversorgung und Gewässerschutz und das Wasser-
wirtschaftsamt Hof sind von der Sitzung zu unterrich-
ten. Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 8 
Sitzungen

der Verbandsversammlung
(1)	Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsge-

genstände der Verbandsversammlung vor, leitet die 
Sitzung und handhabt die Ordnung während der Sit-
zung.

(2)	Die Vertreter der Aufsichtsbehörde, des Bayer. Lan-
desamts für Wasserversorgung und Gewässerschutz, 
des Wasserwirtschaftsamtes Hof, des Straßen- und 
Wasserbauamtes Bayreuth, der Geschäftsleiter und 
der Kassenverwalter haben das Recht, an den Sit-
zungen beratend teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen 
das Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann 
auch andere Personen hören.

§ 9
 Beschlüsse und 

Wahlen in der Verbandsversammlung
(1)	Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn 

sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß geladen sind 
und die Mehrheit der Verbandsräte anwesend und 
stimmberechtigt ist. Über andere als in der Einladung 
angegebene Beratungsgegenstände darf nur dann 
Beschluss gefasst werden, wenn alle Verbandsräte 
erschienen und mit einer Beschlussfassung einver-
standen sind.

(2)	Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussun-
fähigkeit, die nicht auf der persönlichen Beteiligung 
der Mehrheit der Verbandsräte beruht, innerhalb von 
vier Wochen zum zweiten Mal zur Verhandlung über 
denselben Gegenstand einberufen, so ist sie ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschluss-
fähig; auf diese Folge ist in der zweiten Ladung aus-
drücklich hinzuweisen.

(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenar-
beit oder diese Verbandssatzung nicht etwas anderes  
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	 vorschreiben, werden die Beschlüsse der Verbands-
	 versammlung mit einfacher Mehrheit der Abstimmen-

den gefasst; es wird offen abgestimmt. Jeder Ver-
bandsrat hat eine Stimme. Solange ein Verbandsmit-
glied keine anderen Vertreter bestellt hat, übt der erste 
Bürgermeister das Stimmrecht aller Vertreter aus. Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Kein Ver-
bandsrat darf sich der Stimme enthalten; enthält sich 
ein Verbandsrat trotzdem der Stimme, so gehört er 
nicht zu den Abstimmenden.

(4)	Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; 
die Vorschriften über die persönliche Beteiligung fin-
den keine Anwendung. Es wird geheim abgestimmt. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen erhält. Wird die Mehrheit im ersten 
Wahlgang nicht erreicht, so findet Stichwahl unter 
den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmen-
zahlen statt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl 
entscheidet das Los. Haben im ersten Wahlgang drei 
oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl von Stimmen 
erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewerber in 
die Stichwahl kommen. Hat ein Bewerber die höchste, 
zwei oder mehr Bewerber die gleiche nächsthöhere 
Stimmenzahl erhalten, so entscheidet das Los, wer 
von diesen in die Stichwahl mit dem Bewerber mit der 
höchsten Stimmenzahl kommt.

(5) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Anga-
be von Tag und Ort der Sitzung, der Namen der anwe-
senden Verbandsräte, der behandelten Gegenstände 
und der Abstimmungsergebnisse (Stimmenverhältnis) 
in ein Beschlussbuch einzutragen und von dem Ver-
bandsvorsitzenden und dem Schriftführer zu unter-
zeichnen. Als Schriftführer kann eine Dienstkraft des 
Zweckverbandes oder eines Verbandsmitglieds, so-
weit dieses zustimmt, zugezogen werden. Verbands-
räte, die einem Beschluss nicht zugestimmt haben, 
können bis zum Schluss der Sitzung verlangen, dass 
das in der Niederschrift vermerkt wird. Abschriften der 
Niederschrift sind unverzüglich den Verbandsmitglie-
dern und der Aufsichtsbehörde zu übermitteln.

§ 10 
Zuständigkeit 

der Verbandsversammlung
(1) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zustän-

dig für

1.	 die Entscheidung über die Errichtung und die we-
sentliche Erweiterung der den Verbandsaufgaben 
dienenden Einrichtungen;

2.	 die Beschlussfassung über den Erlass, die Ände-
rung oder die Aufhebung von Satzungen und Ver-
ordnungen;

3.	 die Beschlussfassung über die jährliche Haushalts-
satzung;

4.	 die Beschlussfassung über den Stellenplan für die 
Dienstkräfte;

5.	 die Feststellung und endgültige Anerkennung der 
Rechnung/des Jahresabschlusses;

6.	 die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer 
Ausschüsse;

7.	 den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der 
Geschäftsordnung für die Verbandsversammlung;

8.	 den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der 
Betriebsordnung;

9.	 die Beschlussfassung über die Änderung der Ver-
bandssatzung, die Auflösung des Zweckverbandes 
und die Bestellung von Abwicklern.

(2) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die 
anderen ihr im Gesetz über die kommunale Zusam-
menarbeit zugewiesenen Gegenstände. Sie ist insbe-
sondere zuständig für die Beschlussfassung über

1.	 den Erwerb, die Belastung und die Veräußerung 
von Grundstücken;

2.	 den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, die 
für den Zweckverband Verpflichtungen in Höhe von 
mehr als 1.500 Euro mit sich bringen;

3.	 den Gesamtplan der im Rechnungsjahr oder in 
mehreren Rechnungsjahren durchzuführenden 
Unterhaltungsarbeiten;

4.	 Ernennung, Beförderung, Abordnung oder Verset-
zung, Zuweisung an eine Einrichtung, Versetzung 
in den Ruhestand und Entlassung von Beamten 
ab Besoldungsgruppe A 9 im Rahmen des Stellen-
plans;

5.	 Einstellung, Höhergruppierung, Abordnung oder 
Versetzung, Zuweisung zu einem Dritten, Beschäf-
tigung mittels Personalgestellung und Entlassung 
von Arbeitnehmern ab Entgeltgruppe 9 des Tarif-
vertrags für den öffentlichen Dienst oder ab einem 
entsprechenden Entgelt im Rahmen des Stellen-
plans;

6.	 Maßnahmen gegen Verbandsmitglieder zur 
zwangsweisen Durchsetzung ihrer finanziellen 
Verpflichtungen gegenüber dem Zweckverband 
einzuleiten.

§ 11 
Rechtsstellung der Verbandsräte

(1)	Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig.
 
(2)	Die Entschädigung der Verbandsräte und des Ver-

bandsvorsitzenden wird in einer gesonderten Ent-
schädigungssatzung geregelt.

§ 12 
Wahl des Verbandsvorsitzenden

(1)	Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter wer-
den von der Verbandsversammlung aus ihrer Mitte ge-
wählt. Der Verbandsvorsitzende soll der gesetzliche 
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	 Vertreter eines Verbandsmitglieds sein.

(2)	Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter wer-
den auf die Dauer von sechs Jahren, sind sie Inhaber 
eines kommunalen Wahlamtes eines Verbandsmitglie-
des, auf die Dauer dieses Amtes gewählt. Sie üben 
ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie gewählt sind, 
bis zum Amtsantritt des neu gewählten Verbandsvor-
sitzenden weiter aus.

§ 13 
Zuständigkeit 

des Verbandsvorsitzenden
(1)	Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband 

nach außen.

(2)	Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der 
Verbandsversammlung und erledigt in eigener Zustän-
digkeit alle Angelegenheiten, die nach der Gemein-
deordnung kraft Gesetzes dem ersten Bürgermeis-
ter zukommen. Er erfüllt die ihm im Gesetz über die 
kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen weiteren 
Aufgaben. Er nimmt ferner die Aufgaben wahr, die bei 
gemeindlichen Eigenbetrieben von der Werkleitung 
erfüllt werden.

(3)	Durch besonderen Beschluss der Verbandsversamm-
lung können dem Verbandsvorsitzenden unbeschadet 
des § 10 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur selbst-
ständigen Erledigung übertragen werden.

(4)	Der Verbandsvorsitzende kann einzelne Befugnisse 
den Stellvertretern und laufende Verwaltungsangele-
genheiten Dienstkräften des Zweckverbands oder mit 
Zustimmung eines Verbandsmitglieds dessen Dienst-
kräften übertragen.

(5)	Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet 
werden soll, bedürfen der Schriftform. Das gilt nicht 
bei Geschäften, die für den Zweckverband einmalige 
Verpflichtungen von nicht mehr als 250 Euro mit sich 
bringen.

§ 14 
Rechtsstellung 

des Verbandsvorsitzenden
Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind eh-
renamtlich tätig. Der Verbandsvorsitzende erhält für seine 
Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung nach Maßgabe 
der Regelung in § 11 Abs. 2.

§ 15
Dienstkräfte 

des Zweckverbandes
(1)	Der Zweckverband hat das Recht, Dienstherr von Be-

amten zu sein.

(2)	Die Verbandsversammlung kann einen Geschäftslei-
ter bestellen. Sie kann ihm durch Beschluss Zustän-
digkeiten des Verbandsvorsitzenden nach § 13 Abs. 
2 übertragen. Durch gesonderten Beschluss kann sie 
ihm ferner unbeschadet des § 10 Abs. 1 weitere An-
gelegenheiten zur selbstständigen Erledigung übertra-
gen.

(3)	Solange kein Geschäftsleiter bestellt ist, führt der 
Verbandsvorsitzende die Geschäfte des Zweckver-
bandes. Er kann sich dabei der Bediensteten des 
Zweckverbandes oder der Verwaltungsgemeinschaft 
Feilitzsch, mit deren Einverständnis, bedienen.

III. 
WIRTSCHAFT UND HAUSHALTSFÜHRUNG

§ 16 
Anzuwendende Vorschriften 

Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweck-
verbandes gelten die Vorschriften für Gemeinden bis zu 
3.000 Einwohnern entsprechend, soweit sich nicht aus 
dem Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit etwas 
anderes ergibt.

§ 17 
Haushaltssatzung

(1)	Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbands-
mitgliedern spätestens vier Wochen vor der Beschluss-
fassung in der Verbandsversammlung zu übermitteln.

(2)	Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor 
Beginn des Rechnungsjahres zu beschließen und 
mit ihren Anlagen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 
Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.

(3)	Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche 
Genehmigungen erforderlich sind, nach Erteilung der 
Genehmigungen, sonst vier Wochen nach der Vorlage 
an die Aufsichtsbehörde nach § 25 Abs. 1 bekannt ge-
macht.

§ 18 
Deckung des Finanzbedarfs

(1)	Der Zweckverband erhebt von den Wasserabnehmern 
Gebühren und Beiträge nach den Vorschriften des 
Kommunalabgabenrechts.

(2)	Der durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnah-
men nicht gedeckte Finanzbedarf für die Errichtung, 
Erweiterung und Erneuerung der Wasserversorgungs-
anlage wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt (In-
vestitionsumlage). Umlageschlüssel ist das Verhältnis 
des jeweiligen Wasserverbrauchs der einzelnen Mit-
gliedsgemeinden (tatsächlicher Verbrauch bzw. fikti-
ver Verbrauch aufgrund einer Vorausberechnung nach 
§ 6 Abs. 2 dieser Satzung). Es ist der durchschnittliche 
Verbrauch der letzten 3 Jahre zugrunde zu legen.

(3)	Der durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnah-
men nicht gedeckte laufende Finanzbedarf wird auf 
die Verbandsmitglieder umgelegt (Betriebskostenum-
lage). Umlegungsschlüssel ist das Verhältnis der im 
vorletzten Jahr im Gebiet der einzelnen Verbands-
mitglieder abgenommenen Wassermengen. Umlage-
schlüssel ist der durchschnittliche Verbrauch der letz-
ten 3 Jahre.

§ 19 
Festsetzung 

und Zahlung der Umlagen
(1)	Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage 

werden in der Haushaltssatzung für jedes Rechnungs-
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	 jahr neu festgesetzt. Sie können nur während des 
	 Rechnungsjahres durch eine Nachtragshaushaltssat-

zung geändert werden. 

(2)	Bei der Festsetzung der Investitionsumlage ist anzu-
geben:

a)	 die Höhe des durch Gebühren, Beiträge und sons-
tige Einnahmen nicht gedeckten Finanzbedarfs für 
die Errichtung, Erweiterung und Erneuerung der 
Wasserversorgungsanlage (Umlagesoll);

b)	 die Höhe des Investitionsumlagebetrages für jedes 
Verbandsmitglied.

(3) Bei der Festsetzung der Betriebskostenumlage ist an-
zugeben: 

a)	 die Höhe des durch Gebühren, Beiträge und sons-
tige Einnahmen nicht gedeckten laufenden Finanz-
bedarfs (Umlagesoll);

b)	 die im vorletzten Jahr insgesamt abgenommene 
Wassermenge (Bemessungsgrundlage);

c)	 der Betriebskostenumlagebetrag, der auf je 1 cbm 
der im vorletzten Jahr abgenommenen Wasser-
menge trifft (Umlagesatz);

d)	 die Höhe des Betriebskostenumlagebetrages für 
jedes Verbandsmitglied.

(4)	Die Umlagebeträge sind den einzelnen Verbandsmit-
gliedern durch schriftlichen Bescheid mitzuteilen (Um-
lagebescheid). Aus dem Bescheid muss hervorgehen, 
wie der Umlagebetrag berechnet wurde.

(5)	Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage 
werden mit einem Viertel ihrer Jahresbeträge am 10. 
jedes dritten Quartalsmonats fällig. Werden sie nicht 
rechtzeitig entrichtet, so können von den säumigen 
Verbandsmitgliedern Verzugszinsen bis zu 1 v. H. für 
den Monat gefordert werden.

(6)	Ist die Investitionsumlage oder die Betriebskostenum-
lage bei Beginn des Rechnungsjahres noch nicht fest-
gesetzt, so kann der Zweckverband bis zur Festset-
zung vorläufige vierteljährliche Teilbeträge in Höhe der 
im abgelaufenen Rechnungsjahr zuletzt erhobenen 
Teilbeträge erheben. Nach Festsetzung der Umlage 
für das laufende Rechnungsjahr ist über die vorläufi-
gen Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt ab-
zurechnen.

§ 20 
Kassenverwaltung

Die Kassengeschäfte werden der Verwaltungsgemein-
schaft Feilitzsch übertragen.

§ 21 
Jahresrechnung, Prüfung

(1)	Der Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der 
Verbandsversammlung innerhalb von sechs Monaten 
nach Abschluss des Rechnungsjahres vor.

(2)	Die Jahresrechnung soll von der Verbandsversamm-
lung oder von einem Prüfungsausschuss binnen drei 
Monaten örtlich geprüft werden. Der Prüfungsaus-
schuss ist aus der Mitte der Verbandsversammlung zu 
bilden. Er besteht aus 3 Verbandsräten.

(3)	Nach der örtlichen Prüfung wird die Jahresrechnung 
von der Verbandsversammlung festgestellt und über 
die Entlastung der Verwaltung beschlossen.

(4)	Überörtliches Prüfungsorgan ist die Staatliche Rech-
nungsprüfungsstelle des Landratsamtes Hof.

IV. 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 22 
Öffentliche Bekanntmachungen 

(1)	Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverban-
des werden im Amtsblatt des Landkreises Hof bekannt 
gemacht. Die Verbandsmitglieder weisen in der für 
die Bekanntmachung ihrer Satzungen vorgesehenen 
Form auf diese Bekanntmachung hin. Die Satzungen 
und Verordnungen können in der Geschäftsstelle der 
Verwaltungsgemeinschaft Feilitzsch, Rathaus, einge-
sehen werden.

(2)	Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweck-
verbandes sind in ortsüblicher Weise vorzunehmen. 
Die Aufsichtsbehörde kann darüber hinaus eine Ver-
öffentlichung im Amtsblatt des Landkreises Hof anord-
nen.

§ 23 
Besondere 

Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde
(1)	Die Aufsichtsbehörde kann die Verbandsversammlung 

einberufen, wenn der Vorsitzende und sein Stellvertre-
ter verhindert sind und die Tagung der Verbandsver-
sammlung unaufschiebbar ist.

(2)	Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und 
den Verbandsmitgliedern, wenn sie sich gleichge-
ordnet gegenüberstehen, und bei Streitigkeiten der 
Mitglieder des Zweckverbandes untereinander aus 
dem Verbandsverhältnis ist die Aufsichtsbehörde zur 
Schlichtung anzurufen.

§ 24 
Auflösung

(1)	Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stim-
menzahl in der Verbandsversammlung und der Ge-
nehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Auflösung ist 
wie diese Verbandssatzung bekannt zu machen.

(2)	Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine 
bisherigen Aufgaben auf andere juristische Personen 
des öffentlichen Rechts mit Dienstherrnfähigkeit über-
gehen, so haben die Mitgliedsgemeinden die Beamten 
und Versorgungsempfänger zu übernehmen.

(3)	Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteilig-
ten Gemeinden das Recht, die auf ihrem Gebiet ge-
legenen Gegenstände des Anlagevermögens zum

 



44

geschätzten Zeitwert zu übernehmen. Im Übrigen ist das 
Vermögen nach Befriedigung der Gläubiger an die Ver-
bandsmitglieder unter Anrechnung der übernommenen 
Gegenstände nach dem Verhältnis der von ihnen insge-
samt entrichteten Investitionsumlagebeträge zu verteilen. 
Soweit das Vermögen die entrichteten Investitionsumla-
gebeträge übersteigt, darf es nur für steuerbegünstigte 
Zwecke verwendet werden.

§ 25
In-Kraft-Treten

(1)	Diese Verbandssatzung tritt am Tag nach ihrer Be-
kanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Hof in 
Kraft.

(2)	Gleichzeitig tritt die ab 21.08.2017 gültige Ver-
bandssatzung (Amtsblatt des Landkreises Hof vom 
11.09.2017, Nr. 65) außer Kraft.

Feilitzsch, den 01.03.2021

Zweckverband zur 
Wasserversorgung des Bayerischen Vogtlandes

der Gemeinden Feilitzsch und Töpen

F r a n c i s c o  H e r n a n d e z  J i m e n e z
Verbandsvorsitzender

27.	 Vollzug tierseuchenrechtlicher Maßnahmen zum 
Schutz vor der Geflügelpest;

	 Aufstallung von Geflügel und Einhaltung von  
Biosicherheitsmaßnahmen in einem festgeleg-
ten Gebiet zu präventiven Zwecken

Aufgrund von § 13 der Verordnung zum Schutz gegen die 
Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl I S. 
1665) i.V.m. § 38 Abs. 11 und § 6 Abs. 1 des Tiergesund-
heitsgesetzes (TierGesG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. November 2018 (BGBl I S. 1938), § 
6 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflü-
gelpest (Geflügelpest-Verordnung), § 4 der Viehverkehrs-
verordnung (ViehVerkV) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 31. März 2020 (BGBl I S. 1170) i.V.m. § 7 Abs. 
6 der Geflügelpest-Verordnung, Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 
Nr. 3 des Gesetzes über das Landesstrafrecht und das 
Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz 
– LStVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. 
Dezember 1982 (BayRS II S. 241) BayRS 2011-2-I (Art. 
1–62), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 27. April 
2020 (GVBl S. 236) geändert worden ist und Art. 3 Abs. 
2 des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz 
(GDVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl S. 452, 752, BayRS 
2120-1-U/G), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 24. 
Juli 2020 (GVBl S. 370) geändert worden ist, erlässt das 
Landratsamt Hof folgende

Allgemeinverfügung:

Die Allgemeinverfügung des Landratsamtes Hof vom 
01.02.2021, veröffentlicht im Amtsblatt des Landkreises  

Hof Nr. 6/2021 vom 02.02.2021, wird hiermit aufgehoben. 
An deren  Stelle ergeht folgende Allgemeinverfügung: 

1.	 Für alle privaten und gewerblichen Tierhalter, die Ge-
flügel im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 2 der Geflügelpest-
Verordnung (hierunter fallen: Hühner, Truthühner, 
Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, 
Enten und Gänse, die in Gefangenschaft aufgezogen 
oder gehalten werden) im Gebiet des Landkreises Hof 

	 halten, wird eine Aufstallung des Geflügels bis zum 
31.03.2021 angeordnet 

1.1.	in geschlossenen Ställen oder
 
1.2.	unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehen-

den, nach oben gegen Einträge gesicherten dich-
ten Abdeckung und einer gegen das Eindringen 
von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung 
bestehen muss. 

2.	 Halter von Geflügel mit einem Bestand bis einschließ-
lich 100 Stück Geflügel im Landkreis Hof haben im 
Bestandregister nach § 2 Abs. 2 Geflügelpest-Verord-
nung ergänzende Aufzeichnungen über die Anzahl der 
pro Werktag verendeten Tiere zu machen. Halter von 
Geflügel mit einem Bestand bis einschließlich 1.000 
Tieren im Landkreis Hof haben nach § 2 Abs. 2 Ge-
flügelpest-Verordnung ergänzende Aufzeichnungen 
über die Gesamtzahl der gelegten Eier pro Bestand 
und Werktag zu führen.

3.	 Halter von Geflügel im Landkreis Hof bis einschließlich 
1.000 Stück Geflügel haben sicherzustellen, dass

a)	 die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die 
sonstigen Standorte des Geflügels gegen unbe-
fugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert 
sind, die Ställe oder die sonstigen Standorte des 
Geflügels von betriebsfremden Personen nur mit 
betriebseigener Schutzkleidung oder Einweg-
schutzkleidung betreten werden und dass diese 
Personen die Schutz- oder Einwegschutzkleidung 
nach Verlassen des Stalles oder sonstigen Stand-
orts des Geflügels unverzüglich ablegen,

b)	 Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich ge-
reinigt und desinfiziert und Einwegschutzkleidung 
nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt 
wird,

c)	 nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflü-
gel die dazu eingesetzten Gerätschaften und der 
Verladeplatz gereinigt und desinfiziert werden und 
dass nach jeder Ausstallung die frei gewordenen 
Ställe einschließlich der dort vorhandenen Einrich-
tungen und Gegenstände gereinigt und desinfiziert 
werden,

d)	 betriebseigene Fahrzeuge abweichend von § 17 
Absatz 1 Satz 1 und 2 der Viehverkehrsverordnung 
unmittelbar nach Abschluss eines Geflügeltrans-
ports auf einem befestigten Platz gereinigt und 
desinfiziert werden,
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e)	 Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaf-
ten, die in der Geflügelhaltung eingesetzt und

	 aa) in mehreren Ställen oder
	 bb) von mehreren Betrieben gemeinsam

	 benutzt werden, jeweils vor der Benutzung in ei-
nem anderen Stall oder, in den Fällen des Buch-
staben b) im abgebenden Betrieb vor der Abgabe 
gereinigt und desinfiziert werden,

f)	 eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung 
durchgeführt wird und hierüber Aufzeichnungen 
gemacht werden,

g)	 der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrich-
tungen zur Aufbewahrung verendeten Geflügels 
nach jeder Abholung, mindestens jedoch einmal im 
Monat, gereinigt und desinfiziert wird oder werden,

h)	 eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der 
Hände sowie eine Einrichtung zum Wechseln und 
Ablegen der Kleidung und zur Desinfektion der 
Schuhe vorgehalten wird.

4.	 Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstal-
tungen ähnlicher Art, bei denen Geflügel und gehalte-
ne Vögel anderer Arten als Geflügel verkauft, gehan-
delt oder zur Schau gestellt werden, sind im Landkreis 
Hof verboten. 

5.	 Für Wildvögel im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 7 Geflü-
gelpest-Verordnung (hierunter fallen: Hühnervögel, 
Gänsevögel, Greifvögel, Eulen, Regenpfeiferartige, 
Lappentaucherartige oder Schreitvögel) gilt ein allge-
meines Fütterungsverbot im gesamten Landkreis Hof. 

6.	 Die sofortige Vollziehung der in den Nummern 1 bis 
5 des Tenors getroffenen Regelungen wird gemäß § 
80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
angeordnet.

7.	 Kosten werden nicht erhoben.

8.	 Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung als bekannt gegeben. 

Begründung:
I.

Da das Hochpathogene Aviäre Influenza Virus (HPAIV) 
bereits in der bayerischen Wildvogelpopulation vorhan-
den ist und derzeit neue Seuchenfälle über ganz Bayern 
verteilt festgestellt werden, wird von einer Weiterverbrei-
tung innerhalb der heimischen Population ausgegan-
gen. Die sehr kalten Winterwochen Anfang Februar, die 
zu Schneebedeckung und zum teilweisen oder völligen 
Einfrieren von Wasserflächen geführt haben, können in 
Folge eines Crowding - Effekts an verbliebenen eisfreien 
Gewässern und wegen der körperlichen Schwächung der 
Tiere zu weiteren Ansteckungen zwischen Wildvögeln, 
v. a. Wassergeflügel beigetragen haben. Zudem kommt 
es laut Friedrich-Löffler-Institut auch mit dem Beginn des 
Frühjahrsvogelzuges nordischer Wasservögel ab Februar 

und noch stärker ab März zu starken Wanderbewegun-
gen innerhalb Europas aus westlichen und südwestlichen 
in östliche und nordöstliche Richtungen (Gänse, Schwä-
ne, Enten, Taucher).

Aufgrund der Fundorte der HPAIV-positiven Tiere und der 
Ausbrüche in kleinen Hobbyhaltungen ergibt sich derzeit 
zwar ein Nord-Süd-Gefälle, das Geschehen lässt sich je-
doch nicht auf eine Region eingrenzen. Dort wo tote, im 
Wasser lebende Wildvögel fehlen, belegt dies nicht die 
Absenz von HPAIV in der Population. Gerade durch kli-
nisch unauffälliges Wassergeflügel, das dennoch HPAIV 
ausscheiden kann, besteht weiterhin die Gefahr der Ein-
schleppung der Geflügelpest in Nutzgeflügelbestände. 
Da mit Ende der Jagdsaison keine erlegten Tiere mehr 
untersucht werden, können entsprechende Daten nicht 
erhoben werden.

Aus diesen Gründen ist es zwingend erforderlich, die 
Geflügelbestände im Landkreis Hof vor der Ansteckung 
durch das HPAIV zu schützen. Eine sehr wirkungsvolle 
Methode ist hierbei die Aufstallung des Geflügels, da da-
durch der unmittelbare Kontakt zwischen Wild- und Haus-
geflügel wirksam verhindert wird. Darüber hinaus dienen 
die angeordneten Biosicherheitsmaßnahmen dazu, den 
Eintrag von HPAIV in die Bestände durch Vektoren (z.B. 
Tierhalter, Tierärzte, usw.) zu unterbinden.

II.
Das Landratsamt Hof ist gemäß Art. 3 Abs. 2 GDVG, 
sachlich und gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayer. Verwal-
tungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig.

Begründung für Nr. 1
Die Anordnung der Aufstallung nach Nr. 1 dieser Allge-
meinverfügung stützt sich auf § 13 Abs. 1 der Geflügel-
pest-Verordnung in Verbindung mit § 38 Abs. 11 und § 
6 Abs. 1 Nr. 11a TierGesG. Danach ordnet die zuständi-
ge Behörde auf Grundlage einer Risikobewertung nach 
Maßgabe von § 13 Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung zur 
Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung der 
Geflügelpest durch Wildvögel die Aufstallung des Geflü-
gels an.

Durch die amtliche Feststellung des Ausbruches der Ge-
flügelpest bei Wildvögeln in einer Vielzahl von Bundeslän-
dern ist die Erforderlichkeit der Aufstallung von Geflügel 
zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung 
der Geflügelpest durch Wildvögel im Sinne des §13 Abs. 
1 der Geflügelpest-Verordnung gegeben. Dies wird in der 
aktuellen Einschätzung des Friedrich-Löffler-Institutes 
(FLI), bzw. des Bayerischen Landesamtes für Gesundheit 
und Lebensmittelsicherheit (LGL) vom 03.03.2021 bestä-
tigt. In der Risikobewertung nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 der 
Geflügelpest-Verordnung sind die örtlichen Gegebenhei-
ten einschließlich der Nähe zu einem Gebiet, in dem sich 
wildlebende Wat- und Wasservögel sammeln, rasten oder 
brüten, zu berücksichtigen.

Gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 3 der Geflügelpest-Verordnung 
ist der Verdacht oder der Ausbruch auf Geflügelpest in 
einem Kreis oder anliegenden Kreis in die Risikobewer-
tung mit einzubeziehen. Die demgemäß vorzunehmende 
Risikobewertung erlaubt nach der derzeitigen Seuchenla-
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ge keine Abgrenzung bestimmter Gebiete. Daher hat die 
Aufstallung landkreisweit zu erfolgen. In dem oben ge-
nannten Gutachten des FLI (bzw. LGL) wird das Risiko 
des Eintrags von Geflügelpest des Subtyps H5N8 durch 
Wildvögel in Hausgeflügelbeständen bundesweit als hoch 
eingeschätzt und neben der konsequenten Durchsetzung 
von Vorsorgemaßnahmen (insbesondere der Biosicher-
heit) empfohlen, Geflügel risikobasiert, zumindest für 
Geflügelhaltungen, die sich in Regionen mit hoher Wild-
vogeldichte oder in der Nähe von Wildvogel-Rastplätzen 
befinden, aufzustallen. Aufgrund des genannten Gutach-
tens sowie der festgestellten Ausbrüche der Geflügelpest 
bei Wildvögeln hat die Risikobewertung zu dem Ergebnis 
geführt, dass es erforderlich ist, Geflügel landkreisweit 
aufzustallen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es erfor-
derlich, Kontakte zu Wildvögeln in jeglicher Form zu mi-
nimieren und wenn möglich, zu verhindern. Geflügel in 
Freilandhaltungen hat im Vergleich zu ausschließlich im 
Stall gehaltenem Geflügel weitaus größere Möglichkei-
ten, mit diversen Umweltfaktoren in Kontakt zu geraten. 
Die landkreisweite Aufstallung von Geflügel ist geboten, 
um ein Übergreifen der Geflügelpest auf Nutzgeflügelbe-
stände zu verhindern und damit die tierische Erzeugung 
(Eier und Geflügelfleisch) von hochwertigen Lebensmit-
teln nicht zu gefährden. Diese Entscheidung erfolgte nach 
Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens. Die Maßnah-
me ist geeignet, den Zweck, die Verhinderung einer In-
fektion von Hausgeflügel mit H5N8 HPAI zu erreichen. 
Die Aufstallung ist erforderlich, da kein anderes, milderes 
Mittel zur Verfügung steht, welches zur Zweckerreichung 
gleichermaßen geeignet ist. Die Anordnung ist auch an-
gemessen, da die wirtschaftlichen Nachteile, welche die 
betroffenen Tierhalter durch die Aufstallung erleiden, im 
Vergleich zum gesamtwirtschaftlichen Schaden, der durch 
einen einzigen Geflügelpestausbruch für die gesamte 
Geflügel- und Lebensmittelwirtschaft entstehen kann, 
nachrangig sind. Insofern überwiegt das öffentliche Inte-
resse an der Aufstallung die privaten Interessen der be-
troffenen Tierhalter. Die Übertragung von Influenzaviren 
bei Geflügel erfolgt vor allem durch direkten Kontakt mit 
infizierten Tieren oder durch Kontakt mit Kot und ander-
weitig viruskontaminierten Materialien wie etwa Einstreu, 
Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzkleidung. Unter 
der Vielzahl von in Betracht kommenden Faktoren sind 
auch Wildvögel als Eintragsquelle zu berücksichtigen. Vi-
rushaltige Ausscheidungen von Wildvögeln können jeder-
zeit z.B. Oberflächengewässer, Futtermittel und Einstreu 
bei im Auslauf gehaltenen Geflügel mit Influenzaviren, die 
für das Geflügel pathogen sind, kontaminieren. Die in Nr. 
1 der Verfügung genannte Aufstallung ist geeignet, das 
Risiko derartiger Übertragungswege zu minimieren.

Begründung für Nr. 2
Die Anordnung der Erfassung der ergänzenden Angaben 
im Bestandsregister aller Geflügelhalter in Nr. 2 dieser 
Allgemeinverfügung in Ergänzung zu den Maßnahmen in 
§ 2 Abs. 2 Nrn. 3 und 4 der Geflügelpest-Verordnung, die 
generell für Geflügelhaltungen erst ab 100 bzw. 1.000 
Stück gelten, erfolgen auf der Grundlage § 38 Abs. 11 und 
§ 6 Abs. 1 Nr. 5 e) des TierGesG. Die Erfassung dieser 
ergänzenden Angaben sind auch bei kleinen Beständen 
geeignet, ein mögliches Krankheitsgeschehen zeitnah zu 
erkennen, um die nach § 4 Abs. 1 der Geflügelpest-Ver-
ordnung vom Tierhalter zu veranlassende diagnostische

Abklärung zeitnah durchzuführen.

Begründung für Nr. 3 
Die Anordnung der Maßnahmen gemäß Nr. 3 der Ver-
fügung erfolgt in Ergänzung zu den Maßnahmen in § 6 
Absatz 1 Geflügelpest-Verordnung, die generell erst für 
Geflügelhaltungen ab 1.000 Stück Geflügel gelten, auf 
Grundlage des § 6 Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung.
Da die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel vor 
allem durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren oder 
durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminier-
ten Materialien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuh-
werk oder Schutzkleidung erfolgt, ist es erforderlich, die 
Geflügelhaltungen im Landkreis Hof zu schützen und den 
Eintrag oder die Verschleppung des Virus in bzw. aus 
Nutzgeflügelbestände zu vermeiden. Die Anordnung der 
unter Nr. 3 der Verfügung genannten Maßnahmen sind 
geeignet, das Risiko des Eintrags von Geflügelpestvirus 
in Geflügelhaltungen bzw. dessen Verbreitung zu vermin-
dern.

Begründung für Nr. 4 
Das Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und –
märkten sowie Veranstaltungen ähnlicher Art mit Geflügel 
und gehaltenen Vögeln anderer Arten als Geflügel in Nr. 4 
dieser Allgemeinverfügung ergibt sich aus § 4 Abs. 2 der 
ViehVerkV i.V.m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung. 
Gemäß § 38 Abs. 11 i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 4 TierGesG 
kann die zuständige Behörde zur Vorbeugung von Tier-
seuchen und deren Bekämpfung Verfügungen über die 
Durchführung von Veranstaltungen, anlässlich derer Tie-
re zusammenkommen, erlassen. Das gemäß Nr. 4 der 
Verfügung angeordnete Verbot Geflügelausstellungen, 
-schauen und –märkten sowie Veranstaltungen ähnlicher 
Art mit Geflügel und gehaltenen Vögeln anderer Arten als 
Geflügel im Landkreis Hof ist erforderlich, da durch den 
bei solchen Veranstaltungen gegebenen engen Kontakt 
von Tieren ein bislang nicht abschätzbares Infektionsrisi-
ko besteht und durch einen Verkauf eine Verschleppung 
von potentiell infizierten Tieren möglich ist.

Begründung für Nr. 5
Das in Nr. 5 dieser Allgemeinverfügung angeordnete 
allgemeine Fütterungsverbot von Wildvögeln erfolgt auf 
Grundlage von Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 LStVG, da 
virushaltige Ausscheidungen von Wildvögeln jederzeit 
z.B. Oberflächengewässer, Futtermittel und Einstreu bei 
im Auslauf gehaltenen Geflügel mit Influenzaviren, die für 
das Geflügel pathogen sind, kontaminieren können. Die 
Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel erfolgt vor 
allem durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren oder 
durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminier-
ten Materialien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuh-
werk oder Schutzkleidung. Um die Verbreitung des Virus 
durch direkten Kontakt zwischen Wildvögeln so weit wie 
möglich zu vermeiden, ist es aus fachlichen Erwägungen 
erforderlich, Fütterungen von Wildvögeln zu unterbinden, 
denn die Fütterungsplätze stellen naturgemäß entspre-
chende „Hot-Spots“ dar, an denen viele Wildvögel zur 
gleichen Zeit zusammentreffen.

Begründung für Nr. 6
Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den 
Nummern 1 bis 5 dieser Allgemeinverfügung wird
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gemäß § 80 Satz 1 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet, da 
es sich bei der aviären Influenza H5N8 um eine hoch-
ansteckende und leicht übertragbare Tierseuche handelt, 
deren Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden und 
weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht. Die 
Maßnahmen zum Schutz vor der Verschleppung der Seu-
che müssen daher sofort und ohne eine zeitliche Verzö-
gerung greifen. Es kann nicht abgewartet werden, bis die 
Rechtmäßigkeit der amtlichen Verfügung zur Prävention 
der Seucheneinschleppung gerichtlich festgestellt wird. 
Insofern überwiegt das öffentliche Interesse an der sofor-
tigen Vollziehung ein entgegenstehendes privates Inter-
esse an der aufschiebenden Wirkung eines eventuellen 
Widerspruchs.

Begründung für Nr. 7
Die Kostenentscheidung in Nr. 7 dieses Bescheides be-
ruht auf Art. 13 des Ausführungsgesetzes zum Vollzug 
des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG).

Begründung für Nr. 8
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein 
schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekanntma-
chung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntma-
chung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung 
kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein hiervon 
abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Be-
kanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Von die-
ser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese All-
gemeinverfügung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung 
im Amtsblatt des Landkreises Hof als bekannt gegeben 
gilt.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht Bayreuth

Postfachanschrift:  
Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth

Hausanschrift:  
Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth

schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen  Form. 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat 
Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthal-
ten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Be-
weismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid 
soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Ein-
reichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Be-
teiligten beigefügt werden.

Hinweise 
 zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung einer Klage per einfacher E-Mail ist nicht

zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

Bei Klageerhebung in elektronischer Form gilt: Nähere 
Informationen zur elektronischen Einlegung von Klagen 
(sowie allgemeine Informationen zur Einleitung eines 
Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht) entnehmen Sie 
bitte dem Internetauftritt der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit unter www.vgh.bayern.de

Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Ver-
waltungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss 
zu entrichten.

Hinweise:
1.	 Die Befristung bis zum 31.03.2021 gilt ausschließ-

lich für die Ziffer 1 dieser Allgemeinverfügung 
(Aufstallungsgebot).

2.	 Auf die Vorgaben gemäß § 3 und § 4 Abs. 1 Nr. 1 der
	 Geflügelpest-Verordnung hinsichtlich der allgemein 

geltenden Vorgaben zur Fütterung und Tränkung so-
wie zur Früherkennung bei gehäuften Verlusten wird 
hingewiesen.

3.	 Es wird empfohlen, die tierseuchenrechtlich erfor-
derliche Zulassung von Geflügelhändlern anhand 
der Vorlage der entsprechenden Zulassungsbe-
scheide vor der Bestellung von Geflügel durch den 
Tierhalter zu überprüfen. Alternativ ist die Liste der 
für den innergemeinschaftlichen Handel zugelas-
senen Geflügelbetriebe im Internet abrufbar unter: 
https://tsis.fli.de/GlobalTemp/202101280952127737.
pdf

4.	 Nach § 26 Abs. 1 der ViehVerkV sind Halter von Hüh-
ner, Enten, Gänsen, Fasanen, Perlhühnern, Rebhüh-
nern, Truthühnern, Wachteln oder Laufvögeln ver-
pflichtet, dies der zuständigen Behörde vor Beginn 
der Tätigkeit unter Angabe seines Namens, seiner 
Anschrift und der Anzahl der im Jahresdurchschnitt 
voraussichtlich gehaltenen Tiere, ihrer Nutzungsart 
und ihres Standortes bezogen auf die jeweilige Tierart 
mitzuteilen. 

5.	 Ordnungswidrig im Sinne des § 64 der Geflügelpest-
Verordnung, § 46 ViehVerkV und  § 32 Abs. 2 Nr. 4 
des TierGesG handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig dieser Allgemeinverfügung zuwiderhandelt. Die 
Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
30.000 Euro geahndet werden.

6.	 Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen 
zur Früherkennung im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 
der Geflügelpest-Verordnung an den Landesuntersu-
chungseinrichtungen sind kostenfrei.

Hof, den 08.03.2021

Landratsamt Hof

L e i n
Oberregierungsrat
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28. 	 Aufgebot eines Sparkassenbuches

Mit Meldung vom 18.02.2021 wurde uns der Verlust 
des von der Sparkasse Hochfranken, Anstalt des öf-
fentlichen Rechts, ausgestellten Sparkassenbuches Nr. 
3438373056 angezeigt.

Der Vorstand hat am 22.02.2021 das Aufgebotsverfahren 
für dieses Sparkassenbuch beschlossen.

Der Inhaber dieses Sparkassenbuches wird hiermit auf-
gefordert, innerhalb von drei Monaten ab Erlass dieses 
Aufgebotes sein Recht unter Vorlage des Sparkassenbu-
ches anzumelden, andernfalls wird das Sparkassenbuch 
für kraftlos erklärt (Art. 37 AGBGB). 

Hof, den 22.02.2021

Sparkasse Hochfranken

M a u r e r
Vorstand

29. 	 Aufgebot eines Sparkassenbuches

Mit Meldung vom 02.03.2021 wurde uns der Verlust 
des von der Sparkasse Hochfranken, Anstalt des öf-
fentlichen Rechts, ausgestellten Sparkassenbuches Nr. 
3441258799 angezeigt.

Der Vorstand hat am 05.03.2021 das Aufgebotsverfahren 
für dieses Sparkassenbuch beschlossen.

Der Inhaber dieses Sparkassenbuches wird hiermit auf-
gefordert, innerhalb von drei Monaten ab Erlass dieses 
Aufgebotes sein Recht unter Vorlage des Sparkassenbu-
ches anzumelden, andernfalls wird das Sparkassenbuch 
für kraftlos erklärt (Art. 37 AGBGB). 

Hof, den 05.03.2021

Sparkasse Hochfranken

M a u r e r
Vorstand
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